
Beginn der vorbereitenden Untersuchung gemäß § 141 BauGB für die "Buckauer 
Insel" 
_______________________________________________________________________ 
 
Der Stadtrat der Landeshauptstadt  Magdeburg hat in seiner Sitzung am 23 Juni 2011                                   
beschlossen: 
 

1. Gemäß § 141 Abs. 3 Satz 1 BauGB beschließt der Stadtrat zur Gewinnung von 
Beurteilungsgrundlagen über die Festsetzungsvoraussetzungen für ein 
Sanierungsgebiet nach § 142 Abs. 4 BauGB den Beginn der vorbereitenden 
Untersuchung für die „Buckauer Insel“. Sie umfasst die Flächen zwischen 
Warschauer Straße, Freie Straße und Dodendorfer Straße.  
Die Fläche wird begrenzt: 

 
- im Norden von der südlichen Flurstücksgrenze des Flurstücks 959/47 der Flur 

439, 
- im Osten durch die östliche Flurstücksgrenze des Flurstücks 11/2 der Flur 

439, 
- im Süden die südlichen Flurstücksgrenzen der Flurstücke 10037 und 10036 

der Flur 439 und der gedachten Verlängerung dieser Linie bis zur Westseite 
der Dodendorfer Straße, 

- im Westen durch die westliche Flurstücksgrenze des Flurstücks 173/4 der Flur 
438. 

 
Die Umgrenzung ergibt sich weiterhin aus dem beiliegenden Lageplan, der 
Bestandteil dieses Beschlusses ist. 

 
2. Die Verwaltung wird beauftragt und ermächtigt, alle im laufenden Verfahren 

notwendigen Anträge zu stellen und insbesondere auch die Eigentümer, Mieter, 
Pächter und sonstigen Betroffenen zur Mitwirkung bei der Sanierung und zur 
Durchführung der erforderlichen Baumaßnahmen anzuregen und hierbei im Rahmen 
des Möglichen zu beraten. 

 
3. Der Beschluss ist ortsüblich bekannt zu machen. Dabei ist auf die Auskunftspflicht 

nach § 138 BauGB hinzuweisen. 
 
Gemäß § 138 BauGB besteht im Untersuchungsgebiet eine besondere Auskunftspflicht  
(1) Eigentümer, Mieter, Pächter und sonstige zum Besitz oder zur Nutzung eines 
Grundstückes, Gebäudes oder Gebäudeteiles Berechtigte sowie ihre Beauftragten sind 
verpflichtet, der Gemeinde oder ihren Beauftragten Auskunft über Tatsachen zu erteilen, 
deren Kenntnis zur Beurteilung der Sanierungsbedürftigkeit eines Gebiets oder zur 
Vorbereitung oder Durchführung der Sanierung erforderlich ist. An personenbezogenen 
Daten können insbesondere Angaben der Betroffenen über ihre persönlichen 
Lebensumstände im wirtschaftlichen und sozialen Bereich, namentlich über die Berufs- , 
Erwerbs- und Familienverhältnisse, das Lebensalter, die Wohnbedürfnisse, die sozialen 
Verflechtungen sowie über die örtlichen Bindungen erhoben werden.  

(2) Die nach Absatz 1 erhobenen personenbezogenen Daten dürfen nur zu Zwecken der 
Sanierung verwendet werden. Wurden die Daten von einem Beauftragten der Gemeinde 
erhoben, dürfen sie nur an die Gemeinde weitergegeben werden; die Gemeinde darf die 
Daten an andere Beauftragte im Sinne des § 157 sowie an die höher Verwaltungsbehörde 
weitergeben, soweit dies zu Zwecken der Sanierung erforderlich ist. Nach Aufhebung der 
förmlichen Festlegung des Sanierungsgebiets sind die Daten zu löschen. Soweit die 
erhobenen Daten für die Besteuerung erforderlich sind, dürfen sie an die Finanzbehörden 
weitergegeben werden.  
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(3) Die mit der Erhebung der Daten Beauftragten sind bei der Aufnahme der Tätigkeit nach 
Maßgabe des Absatzes 2 zu verpflichten. Ihre Pflichten bestehen nach Beendigung der 
Tätigkeit fort.  

(4) Verweigert ein nach Absatz 1 Auskunftspflichtiger die Auskunft, ist § 208 Satz 2 bis 4 
über die Androhung und Festsetzung eines Zwangsgelds entsprechend anzuwenden. Der 
Auskunftspflichtige kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn 
selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten 
Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.  
 
 
Magdeburg, den 11.07.2011 
 
 
gez. 
Dr. Trümper                                                  Landeshauptstadt Magdeburg                                                       
Oberbürgermeister                                                     Dienstsiegel 
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